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Bundesweit geht am Samstag
der Verein der Direktversiche
rungsgeschädigten auf die
Struße, so auch in Kassel, Han-
nover, Wiesbaden und Mün-
chen. Fragen und Antworten:,

Was kritisiert der Verein?
Eine Gesetzesänderung von
2003, die mit den Jahren frir
immer mehr Menschen
schmerzhaft spürpar wird:
Weil die I(rankenkassen da-
mals wegen hoher Arbeitslo
sigkeit exüem defizitär wa-
ren, beschloss die rot-grüne
Koalition unter Kanzler Ger-
hard Schröder und unter Mit-
wirkung der Unionsparteien
zweierlei: Ab 2004 müssen
gesetzlich krankenversicher-
te Rentner auf ihre Betriebs-
renten iloppelt Beiträge zur
Kranken- und Pflegekasse
zahlen, jeweils den Arbeit-
nehmer- und den Arbeitge-
beranteil. Dies galt plötzlich
rückwirkend flir fast sechs

Millionen Altverlräge aus der
Zeit vor 2004. Neben dieser
,,Doppelverbeitragung" sorgt
frir Empörung, dass die Geset-
zesänderung nickwirkend be
schlossen wurde und auch für
Versicherte, die gar keine Be,
triebsrente abgeschlossen hat-
ten, sondern eine Direktversi.
cherung. Sie sind immer
dann mit betroffen, wenn der
Arbeitgeber vertraglich mit
im Boot ist, die Versicherung
daher als Betriebsrente gilt.

Warum kocht der Streit
gerade jetzt so hoch?

Weil viele Versicherte erst
lange nach 2004 ins Rentenal-
ter kamen und nun merken,
welche erheblichen Einbu-
ßen die Gesetzesänderung
von 2004 fi.ir sie bedeutet: Mit
dem Beitrag zur Pflegeversi-
cherung summieren sich der
Arbeitnehmer- und der Ar-
beitgeberbetrag nämlich für
jede betroffene Versiche
rungspolice auf fast rrtrarrzig
Frozent der Auszahlung. lns-

uw

gesamt sind laut "Verein fi.ir
Direktversicherungsgeschä-
digte" 6,3 Millionen Men-
schen betroffen, von denen
viele die Rentenphase noch
gar nicht erreicht haben.

Was sagen die Gerichte?
Sie bestätigen höchstrichter-
lich das "Gesundheitsmoder-
nisierungsgesetz' von 2003.
Wenn der politische Wille da
ist, kann dei C,esetzgeber die
beklagte Doppelverleitragung
wieder ändern. Bis dahin ist
sie aber geltendes Recht.

Was sagen die Direktverci-
cherungsgeschädigten?

Sie frihlen sich nach Strich
und Faden betrogen und ma-
chen zunehmend Druck auf
die Politik. Fürviele geht es ja
auch um hohe Summen und
ihre Altersvorsorge. Ohnehin
dnicken die Niedrigzinsen in
der Eurozone und die daraus
resultierenden Probleme der
Lebensversicherer auf die
Auszahlungssurtlmen.
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Wie reagieft die Politik?
Nachdem vor allem Linke,
FDP, Grüne undAfD ein Ende
der Doppelverbeitragung for-
derten, tun dies auch SPD
und Union. Ein CDU-Parteitag
beschloss im Dezember 2018
gleich ganz ein Ende der Dop
pelverbeitragung. Die hessi-
sche Iandesgnrppe der SPD
Frakrion im Bundestag hatte
schon zuvor gefordert, auf
Betriebsrenten wie bei der ge,
setzlichen Rente ,nur noch
den halben Iftankenkassen-
beitrag zu erheben und Frei-
bgträge einzufi.ihren. Die
Bundeskanzlerin versuchte,
die Debatte zu beenden.

Und das nahmen Union
und SPD hin?

Nein. Nach Informationen
unserer Zeitung verhandetn
Union und SPD derzeit inten-
siv über eine Entlastung der
Betroffenen. Zu hören ist
aber auch, dass Union und
SPD die Sache der Direktver-
sicherungsgeschädigten mit

ihrem Streit über eine Grund-
rente verbunden haben.

Was könnte da für die Di-
re kfiie rs i ch e ru n g sg e sch ä -
digten herauskommen?

Eine Umwandlung der der-
zeit ftir alle Betriebsrenten-
Policen geltenden Freigrenze
von 155,75 Euro. Wenn so ei-
ne Rente heute auch nur ei-
nen Cent darüber liegt, wer-
den auf die ganze Summe
Beiträge ff,llig, also fast zwan-
zig Prozent weniger. Diese
Freigrenze von 155,75 Euro
könnte zu einem Freibetrag
erklärt werden, auf den
gmndsätzlich keine Beiträge
zu zahlen wären. Das wäre
fi.ir die Krankenkassen viel
billigerals eine generelle Hal-
bierung der Beiträge für alle
Betroffenen. Besonders klei-
nere Betriebsrenten würde
ein solcher Freibetrag stärker
entlasten als größere.

Der Verein der Direktversiche-
rungsgeschädigten im lnternet:

https://dvg-ev.org

Tat', lrflngo o'
fahnrng trncl l,

und bir,lc wcrri
che,

In dc.r Öflt'n
der 64-Jährigc
sassa: Er w;rr
Finanz- und Inr
ter unter Präsi
Chirac, Konze
versitätsprofesl
ter, betätigte
als Schriftstellr
ist. Bereits im
und nach dem
französischen
Elitehochschul
Breton in New
ternehmen iut
Systemanalyse.

Daneben ma
Breton Karrien
tik, wo erlange
chen Rechten
im Wahlkamp
schließlich Mi
stritzte. Von Bn
Wirtschafts- ur
nister bleiben
rem seine War
reich lebe "übrhältnisse', die
gende deutlic
rung der St
dung sowie ei
chung des Steu

An der Spitz
nehmen Bull u
erwarb ersich,
Sanierers, den
des frtiheren
zerns France T

zementierte. I
Atos, de§sen
2008 war, w
trächtlich aus.

Einen Make
allerdings, den
ausmerzen kt
keine Frau. Ihr
der Geschlect
der EU-Komn
Urslar von de:
nicht einhalte
ZER rc

t

Betriebsrentner gehen auf die Straße
FRAGEN UND ANTWORTEN Doppelte Beiträge auf Direktversicherungen in Kritik

Spanien: Früherer
Diktator Franco

umgebettet
Madrid - Der spanische Dikta-
tor Francisco Franco ist fast
45Jahre nach seinem Tod aus
dem Grab geholt worden. Die
streng abgeschirmte Exhu-
mierung des Gewaltherr-
schers (1892-1975) fand ges-
tern im Mausoleum im "Tal
der Gefallenen" nordwestlich
von Madrid statt. Sie wurde

Straßburg - Das Europaparla-
ment ehrt den inhaftierten
chinesisch-uigurischen Wirt-
schaftswissenschaftler und
Regierungskritiker Ilham
Tohti mit dem renommier-
ten Sacharow-Preis. Tohti ha-
be sich frir ein besseres Ver-
ständnis zwischen Uiguren
und Han-Chinesen einge

nung wurde einen Tag vor
seinem 50. Geburtstag be-
kannt. Tohti stehe für Aus-
gleich, Dialog und Versöh-
nung, sagte der außenpoliti-
sche Sprecher der Europa-
SPD, Dietmar Köster. Dies sei-
en Werte, die auch den euro
päischen entsprächen und
die das Parlament mit der

I nhaftierter chinesischer Professor geehrt
Sacharow-Preis des Europaparlaments geht an llham Tohti

aber immer auch als chinesi-
schen Patrioten beschrieben,
der sein Heimatland liebe.
Sein Anwalt argumentierte,
Tohtis Aktivitäten hätten völ-
Iig im Rahmen. der freien
Meinungsäußerung gelegen.

Tohti wurde "Separatis-
mus" vorgeworfen. Das unge-
wöhnlich harsche Urteil im
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